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Am Abend des 17. Oktober 2023 ist mit 
Händen zu greifen, wie in Jordanien 
etwas zerbricht, wie Trauer, Wut und 
Verzweiflung um sich greifen, die für 
die kommenden Monate die Gesell-
schaft des Landes prägen werden. 
Zehn Tage nachdem die Hamas mit ih-
rem Terrorangriff auf Israel ein neues 
blutiges Kapitel des Nahostkonfliktes 
eröffnet hat, erschüttert eine Detona-
tion, vermutlich ein Raketeneinschlag, 
das traditionsreiche Al-Ahli-Kran-
kenhaus in Gaza-Stadt, in das sich 
Hunderte palästinensische Zivilisten 
geflüchtet hatten. Bis heute sind die 
Ursache und die genauen Opferzahlen 
ungeklärt. In Jordanien wie in vielen 
weiteren arabischen Ländern machte 
man indes umgehend Israel für die Ex-
plosion verantwortlich. Tausende lau-
fen spontan zur israelischen Botschaft, 
bis in die Morgenstunden wird überall 
im Land demonstriert. König Abdullah 
selbst spricht von einem „abscheuli-
chen Kriegsverbrechen“, verhängt 
eine dreitägige Staatstrauer und sagt 
ein für den Folgetag in Amman geplan-
tes Gipfeltreffen mit US-Präsident Joe  
Biden kurzfristig ab. 

Seither bewegt sich die jordanische 
Gesellschaft im Schatten des Krieges, 
der auf der anderen Seite des Jordan 
tobt. Von Großdemonstrationen über 
Benefizaktionen für die Menschen im 
Gazastreifen bis hin zu Boykottkam-
pagnen gegen westliche Produkte – 
überall im Land ist die Solidarität mit 
den Palästinensern zu spüren, aber 
auch die Enttäuschung über den Wes-
ten, einschließlich Deutschlands, dem 
eine bedingungslose Unterstützung  
Israels und Doppelstandards in puncto 
Menschenrechte vorgeworfen werden. 
Mit den zunehmenden Verheerun-

gen im Gazastreifen verfestigen sich  
anti-westliche Einstellungen, was ei-
ner Radikalisierung in Teilen der Be-
völkerung Vorschub leisten könnte 
und damit die innere Stabilität des Kö-
nigreiches zu gefährden droht.

Schon seit seiner Gründung nach 
dem Ersten Weltkrieg ist das von den 
Haschemiten regierte Land östlich des 
Jordan mit dem Nahostkonflikt schick-
salhaft verwoben. Einerseits pflegte 
die ursprünglich von der Arabischen 
Halbinsel stammende Herrscherfa-
milie immer schon einen relativ prag-
matischen Umgang mit der zionisti-
schen Bewegung und später mit dem 
Staat Israel. Das ressourcenarme Kö-
nigreich war von Anfang an auf west-
liche Unterstützung angewiesen, um 
seine Existenz auch gegenüber den 
mächtigeren arabischen Nachbarn zu 
sichern. Bis heute ist Jordanien ein en-
ger Verbündeter der USA, die neben 
ihrer Entwicklungs- und Militärhil-
fe von jährlich rund 1,5 Mrd. US-Dol-
lar dort auch einen Truppenstützpunkt 
mit mehreren tausend Soldaten un-
terhalten. Der 1994 besiegelte Frie-
de zwischen Israel und Jordanien ist 
zwar immer ein kalter geblieben, aber 
die jordanisch-israelische Kooperation  
im Sicherheitsbereich und bei der 
Grenzkontrolle läuft reibungslos, und 
auch im Bereich der Energie- und Was-
serversorgung gibt es gemeinsame Vor- 
haben. 

Andererseits ist Jordanien zweifel-
los das arabische Land, das den Paläs-
tinensern am nächsten steht, allen his-
torischen Spannungen zum Trotz – da-
runter zuvorderst die als „Schwarzer 
September“ bekannten Kämpfe zwi-
schen der jordanischen Armee und pa-
lästinensischen Milizen in den Jahren 
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1970/71. Die demographischen, kultu-
rellen und kommerziellen Verbindun-
gen über den Jordan reichen bis weit in 
die osmanische Zeit zurück. Zwischen 
den beiden arabisch-israelischen Krie-
gen 1948 und 1967 kontrollierte Am-
man das palästinensische Westjordan-
land, einschließlich Ost-Jerusalems. 
Wenngleich die Annexion internatio-
nal nicht anerkannt wurde, behandel-
te das Haschemitische Königreich das 
Westjordanland damals als integrier-
ten Landesteil. Die dort ansässigen Pa-
lästinenser erhielten die jordanische 
Staatsbürgerschaft und waren entspre-
chend in den politischen Institutionen 
des Landes vertreten. Erst in den spä-
ten 1980er Jahren gab der damalige 
jordanische König Hussein seinen An-
spruch auf das Westjordanland auf. Die 
Schirmherrschaft über die islamischen 
Stätten in der Altstadt von Jerusalem, 
allen voran die Al-Aqsa-Mosche, hat 
der jordanische König allerdings bis 
heute inne. Zudem waren 1948 und 
1967 Hundertausende Palästinenser 
aus ihrer Heimat nach Jordanien geflo-
hen. Heute stellen sie und ihre Nach-
kommen eine Mehrheit der rund elf 
Millionen Einwohner.

Jordaniens Balanceakt

Jordaniens Staatsoberhaupt König 
Abdullah verlangt diese ambivalen-
te Ausgangslage immer schon einen 
heiklen Spagat ab, seit dem 7. Okto-
ber ist dieser nun noch schwieriger 
geworden. Die mit dem israelischen 
Einmarsch einhergehende Zerstörung 
weiter Teile des Gazastreifens und 
die Fluchtbewegungen der dortigen 
Bevölkerung – im Verbund mit der 
ansteigenden Siedlergewalt im West-
jordanland – haben in Amman zudem 
einem alten Schreckensszenario neu-
en Auftrieb verschafft: Ein erneuter 
Massenexodus von Palästinensern aus 
dem Westjordanland nach Jordani-
en. Das würde nicht nur die ohnehin 
schon knappen Ressourcen des Landes 

überstrapazieren, sondern auch das 
demographische und machtpolitische 
Gleichgewicht des Königreichs durch-
einanderbringen.

Entsprechend zieht das ansonsten in-
ternational eher zurückhaltend auftre-
tende Jordanien seit Beginn des Gaza- 
krieges auf diplomatischem Parkett 
alle Register. Es bemüht sich um ein 
Ende der Kämpfe, um mehr humani-
täre Hilfe und setzt sich für politische 
Fortschritte im Sinne der Zweistaa-
tenlösung ein. Jordanien war feder-
führend bei der Ausarbeitung der ers-
ten Resolution der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen, in der 
ein Waffenstillstand gefordert wurde, 
und kündigte frühzeitig an, Südafri-
kas Völkermord-Anklage gegen Isra-
el vor dem Internationalen Gerichts-
hof zu unterstützen. Eine Vertreibung 
von Palästinensern aus dem Gazastrei-
fen oder dem Westjordanland bezeich-
nete König Abdullah als „rote Linie“, 
sein Premierminister gar als „Kriegs- 
erklärung“. 

Das Königshaus wirft sein ganzes 
Renomée im Westen in die Waagscha-
le, um dort für seine Position zu wer-
ben. Im Januar 2024 war Abdullah der 
erste arabische Führer, den Joe Biden 
seit dem 7. Oktober im Weißen Haus 
empfing. Und bereits im vergange-
nen Oktober hatte der König auf einem 
Gipfeltreffen in Kairo vor der destruk-
tiven Botschaft gewarnt, welche die 
arabische Welt derzeit vernehme: „Un-
sere Leben zählen weniger als andere. 
Die Anwendung des internationalen 
Rechts ist optional.“1

Gleichzeitig widerstand die Regie-
rung in Amman Forderungen aus der 
Bevölkerung, die diplomatischen Be-
ziehungen zu Israel abzubrechen oder 
den Friedensvertrag zu kündigen. Die 
jordanischen Sicherheitskräfte ver-
stärkten sogar die Grenzsicherung, um 
Demonstrationen in Grenznähe, ille-
gale Übertritte nach Israel bzw. in die 

1	 Remarks by His Majesty King Abdullah II At 
the Cairo Summit for Peace, kingabdullah.jo, 
21.10.2023.
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palästinensischen Gebiete und Waf-
fenschmuggel zu verhindern. Waren, 
vor allem landwirtschaftliche Produk-
te, werden nach wie vor nach Israel ex-
portiert. Internationale Truppen, da- 
runter die Bundeswehr, können weiter-
hin problemlos von ihren Stützpunkten 
in Jordanien aus operieren. Die Ent-
wicklungszusammenarbeit mit west-
lichen Gebern stößt zwar in Teilen der 
Zivilgesellschaft auf Widerstand, geht 
aber mindestens auf Regierungsebene 
ungehindert weiter. Jordaniens Füh-
rung will den Bruch mit seinen westli-
chen Partnern nicht und kann ihn sich 
auch nicht leisten. 

Enttäuschung über Deutschland  

Innerhalb der jordanischen Gesell-
schaft aber sinkt das Vertrauen in den 
Westen rapide. Die Beziehungen zu 
diesem waren in Jordanien schon im-
mer ambivalent. Unzufriedenheit mit 
der amerikanischen Nahostpolitik und 
eine in weiten Teilen islamisch gepräg-
te konservative Gesellschaft koexis-
tieren mit einem ausgeprägten kultu-
rellen Einfluss der USA und Europas, 
insbesondere auf die Eliten des Lan-
des. Wenngleich Deutschland als ein 
weniger einflussreicher Akteur als die 
USA oder Großbritannien wahrgenom-
men wird, genießt gerade die Bundes-
republik in Jordanien ein hohes Anse-
hen. Zum einen hat Deutschland sei-
ne Entwicklungszusammenarbeit im 
vergangenen Jahrzehnt vervielfacht 
und ist mittlerweile nach den USA der 
zweitwichtigste internationale Geld-
geber des Landes. Zum anderen hat 
die großzügige Aufnahmebereitschaft 
Deutschlands für syrische Flüchtlinge 
2015/2016 in Jordanien einen nachhal-
tigen Eindruck hinterlassen, das selbst 
über einer Million Syrern aus dem be-
nachbarten Bürgerkriegsland Zuflucht 
gewährt hat.

Für Deutschland ist die Fallhöhe des 
Vertrauensverlustes seit dem Gaza- 
krieg deshalb besonders dramatisch,  

vor allem innerhalb eigentlich pro- 
westlicher liberaler Kreise. Denn gera-
de dort zeigt man sich enttäuscht von 
der vermeintlichen Abkehr Deutsch-
lands von den Werten, die sie bislang 
mit der Bundesrepublik verbunden hat-
ten. Dazu gehören der Einsatz für Men-
schenrechte und das Völkerrecht, eine  
moderierende Rolle in internationa-
len Konflikten und ein freier Diskurs 
innerhalb der deutschen Demokratie. 
Nicht von ungefähr wurden gerade die 
deutschen politischen Stiftungen, die 
mit reformorientierten, politisch akti-
ven jungen Multiplikatoren arbeiten, 
mit besonders harter Kritik ob der deut-
schen Positionierung zum Gazakrieg 
konfrontiert.2 

Frühere anti-westliche Proteste hat-
ten sich in der Regel gegen die USA so-
wie vereinzelt gegen Frankreich ge-
richtet, dem seit Jahren eine islam-
feindliche Politik unterstellt wird. Mit 
dem jüngsten Gazakrieg geriet nun 
erstmals Deutschland in den Fokus der 
kritischen jordanischen Öffentlich-
keit. Die fortgesetzten symbolträchti-
gen Solidaritätsadressen aus Deutsch-
land an Israel, die Rückendeckung 
beim Verfahren gegen Israel vor dem 
Internationalen Gerichtshof, Berichte  
über Waffenlieferungen an die israe-
lische Armee sowie die wahrgenom-
mene Beschränkung propalästinen-
sischer Stimmen in Deutschland wur-
den aufmerksam verfolgt und – teil-
weise dekontextualisiert und verzerrt 
– zumeist negativ rezipiert. Reaktio-
näre und islamistische Kräfte nutzen 
dies als dankbare Vorlage, nicht nur 
um Stimmung gegen den Westen und 
dessen vorgebliche imperiale Agenda 
zu machen, sondern auch, um damit 
pro-demokratische Akteure innerhalb 
der jordanischen Gesellschaft unter  
Druck zu setzen. 

2	 Siehe dazu auch das auf einer Befragung von 
jordanischen Akteuren aus der Zivilgesell-
schaft beruhende Policy Paper von Genera-
tions for Peace: Strained Relations and Broken 
Bridges. The Aggression on Gaza and its Im-
pact on Jordanian Civil Society and Donors, 
Dezember 2023.
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Der Reputationsverlust Deutschlands 
beschränkt sich jedoch nicht auf einen 
harten Kern politischer Aktivisten oder 
radikale Gruppen, wie repräsentative 
Umfragen der Konrad-Adenauer-Stif-
tung zeigen. Noch im August 2023 
hatte die große Mehrheit der Jordanier 
Deutschland eine positive Rolle im 
Nahen Osten zugeschrieben (31 Pro-
zent „sehr stabilisierend“, 50 Prozent 
„eher stabilisierend“). Bei einer Fol-
gebefragung im Februar brach dieser 
Wert massiv ein: 24 Prozent hielten 
Deutschlands Rolle im Nahen Osten 
nun für „eher destabilisierend“ (zuvor 
sieben Prozent), 20 Prozent für „sehr 
destabilierend“ (zuvor zwei Prozent). 
Erstmals wünscht sich eine Mehrheit 
der Jordanier nun eine kleinere (21 
Prozent) oder gar keine Rolle (33 Pro-
zent) für Deutschland in der Region. 
47 Prozent aller Befragten gaben an, 
dass sich ihr Deutschlandbild im Zuge 
des Gazakrieges „sehr verschlechtert“ 
habe; weitere 17 Prozent votierten für 
„eher verschlechtert“. Mehr als zwei 
Drittel der Befragten hielten im Fe- 
bruar Deutschland für ungeeignet, im 
israelisch-palästinenischen Konflikt 
noch eine Mittlerrolle einnehmen zu 
können.3

Stattdessen gewannen Moskau und 
Peking – jedenfalls als außenpolitische 
Akteure – an Popularität, wie auch ei-
ne Meinungsumfrage von Ende Ok-
tober 2023 zeigt: Nur drei Prozent der 
Jordanier bejahten die Frage nach Ver-
trauen in die USA; bei Russland und 
China waren es dagegen jeweils rund 
ein Viertel.4 Wenn es ein zynisches 
Kalkül der Hamas gewesen sein soll-
te, mit ihrer Terrorattacke vom 7. Okto-
ber – und der zu erwartenden Reaktion 
Israels – den Westen in den arabischen 

3	 Konrad-Adenauer-Stiftung Jordan Office/NA-
MA Strategic Intelligence Solutions, Survey of 
Jordanians’ Perception of Germany, Februar 
2024. Vorherige Umfragen sind auf kas.de/jor-
dan abrufbar.  

4	 Munquith Dagher und Karl Kaltenthaler, The 
United States Is Rapidly Losing Arab Hearts 
and Minds Through Gaza War, While Compe-
titors Benefit, Fikra Forum, 21.11.2023. 

Gesellschaften zu diskreditieren, so 
scheint das zumindest in Jordanien 
vorerst gelungen zu sein.

Solche gesellschaftlichen Dynami-
ken muss Deutschland ernst nehmen, 
wenn es eine gestaltende Rolle bei der 
Entwicklung und langfristigen Befrie-
dung der Nahost-Region insgesamt 
leisten will. Sollten sich in Jordanien, 
das in westlichen Hauptstädten als mo-
derater und verlässlicher „Stabilitäts-
anker“ geschätzt wird, antiwestliche 
und extremistische Einstellungen ver-
stetigen, birgt das für die deutsche Au-
ßenpolitik ein Dilemma: Kann es dann 
noch im Interesse Deutschlands sein, 
die zaghaften Reformbemühungen zur 
Ausweitung politischer Teilhabe in 
Jordanien zu unterstützen, wenn nur 
noch autoritäre Herrschaft das Land an 
der Seite des Westens halten würde? 

Deutschland wird jedenfalls we-
der in Jordanien noch anderswo in der 
arabischen Welt im globalen System-
wettbewerb gegen Autokratien beste-
hen, wenn es sein wichtigstes Kapital 
verliert, nämlich Vertrauen, und sei-
ne wichtigsten Verbündeten, nämlich 
diejenigen jungen Menschen, die sich 
vor Ort für Freiheit, Demokratie und 
eine friedliche Koexistenz – auch mit 
Israel – einsetzen. Umso wichtiger ist 
es, den Dialog mit genau diesen Kräf-
ten zu suchen. Anknüpfungspunkte 
gibt es – trotz der auseinanderfallen-
den Wahrnehmung des Nahostkrie-
ges – durchaus: die Zustimmung zur 
Zweistaatenlösung beispielsweise lag 
in Jordanien im Februar mit 51 Prozent 
höher als in den Vorjahren. Und die  
Attraktivität der Bundesrepublik, auch 
das zeigt die Umfrage zum Deutsch-
landbild, ist jenseits ihrer Nahostpoli-
tik vor allem als Industrieland, als Rei-
seziel für Bildung, medizinische Be-
handlung und Tourismus nach wie vor 
hoch. Dieser Dialog ist schwierig, aber 
notwendiger denn je, will man ver-
hindern, dass sich eine kulturkämpfe-
risch aufgeladene Kluft verfestigt und 
die deutsch-jordanischen Beziehungen 
langfristig Schaden nehmen. 


